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Serbien: Fortschritte beim EU-Beitritt ins
Stocken geraten

Die EU eröffnete 2013 Beitrittsverhandlungen mit Serbien, einem Land mit einer Bevölkerung von 6,7 Millionen.
Serbien hatte einen guten Start, aber der Fortschritt ist in den letzten Jahren ins Stocken geraten. Ungelöste
regionale Fragen, insbesondere der Stillstand des politischen Dialogs mit Pristina, sowie recht beschränkte
Fortschritte bei rechtsstaatlichen Reformen, blockieren die Beitrittsverhandlungen. Die Parlamentswahlen im
Juni 2020 haben noch nicht die erwartete Dynamik gebracht, und es besteht die Gefahr, dass sich das Land
schrittweise Russland und China zuwendet und damit seine zweideutige geopolitische Ausrichtung bestätigt,
die auch vom Europäischen Parlament kritisiert wurde.

Hintergrund
Serbien wurde zusammen mit fünf anderen Ländern des westlichen Balkans während des EU-Gipfels in
Thessaloniki 2003 als potenzielles Kandidatenland für eine EU-Mitgliedschaft identifiziert. Eine Europäische
Partnerschaft für Serbien wurde 2008 angenommen und ebnete den Weg für den Kandidatenstatus des
Landes, der ihm 2012 verliehen wurde. Im September 2013 trat ein Stabilisierungs- und
Assoziierungsabkommen zwischen der EU und Serbien in Kraft. Im Einklang mit dem Beschluss des
Europäischen Rates vom Juni 2013, Beitrittsverhandlungen zu eröffnen, hat der Rat einen
Verhandlungsrahmen angenommen und vereinbart, im Januar 2014 eine erste Regierungskonferenz mit
Serbien abzuhalten. Serbien hat 18 Verhandlungskapitel eröffnet, von denen zwei vorläufig geschlossen
wurden. Die neue Verfahrensweise bei der Erweiterung, die im Jahr 2020 vorgestellt wurde, fasst die
Verhandlungskapitel in sechs thematische Cluster zusammen. Mit der neuen Verfahrensweise sind die
Verhandlungen schwieriger geworden, da das wichtigste Cluster zu den „Grundlagen“, einschließlich der
Rechtsstaatlichkeit (ein Bereich, in dem Serbien schlecht abschneidet), während des gesamten
Verhandlungsprozesses offen bleiben wird.

Neue Herausforderungen
Zusätzlich zu den Kopenhagener Kriterien wurden nach dem Beitritt Kroatiens 2013 zwei spezifische
Bedingungen für die Länder des westlichen Balkans hinzugefügt – „regionale Zusammenarbeit“ und
„gutnachbarliche Beziehungen“ – als Grundlage für die Lösung vieler bilateraler Probleme, einschließlich
des Kosovo-Serbien-Streits. Der Dialog zwischen Belgrad und Pristina wurde 2020 nach der Ernennung von
Miroslav Lajčák zum EU-Sonderbeauftragten (EUSR) für den Dialog wieder aufgenommen. Der serbische
Präsident Aleksandar Vučić und der EUSR Lajčák trafen sich am 26. April 2021 in Brüssel vor Gesprächen mit
dem kosovarischen Ministerpräsidenten Albin Kurti Mitte Juni. Etwas besorgniserregend ist die
zunehmende Abhängigkeit Serbiens von Russland und China, insbesondere in den Bereichen Energie,
Verteidigung und Gesundheit.
Im Hinblick auf die Pandemie steht Serbien relativ gut da. Am 14. Mai gaben die Gesundheitsbehörden das
Ende des im Juli 2020 ausgerufenen epidemiologischen Notstands bekannt. Bislang haben mehr als
2,25 Millionen erwachsene Bürger mindestens eine Dosis des Impfstoffs erhalten. Damit ist Serbien unter
den Top 15 Ländern weltweit mit einer vollständig geimpften Bevölkerungsrate von 31,26 % (Daten der
Johns Hopkins University vom 4. Juni 2021). Die zusätzliche Sterblichkeitsrate aufgrund von Covid-19 (12 %)
liegt unter dem EU-27-Durchschnitt (15 %).

Standpunkt des Europäischen Parlaments
In seiner Entschließung vom 25. März 2021 zu den Berichten der Kommission über Serbien für die Jahre
2019 und 2020 begrüßte das Parlament die Tatsache, dass weiterhin zu den Prioritäten der neu gebildeten
Regierung gehört. Es forderte Serbien nachdrücklich auf, überzeugende Ergebnisse zu liefern,
einschließlich einer nachhaltigen Erfolgsbilanz mit wirksamen Ermittlungen in Problembereichen wie
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Justiz, Meinungsfreiheit und Bekämpfung von Korruption und organisierter Kriminalität. Das Parlament
befürwortet das „Team Europa“-Paket und die Zusage von 3,3 Mrd. EUR für den westlichen Balkan und
begrüßt die Umschichtung von 374 Mio. EUR aus dem Instrument für Heranführungshilfe, um die
sozioökonomischen Auswirkungen der Pandemie zu mildern. Das Parlament stellt außerdem fest, „dass
Serbien Drittländern eine unverhältnismäßig große Sichtbarkeit gewährt“ und bestärkte die serbischen
Behörden darin, ihr Bekenntnis zu den europäischen Werten [...] aktiver und unmissverständlicher
kundzutun.


